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Anlage 1 zum AMEOS Tarifvertrag vom 25. März 2019  
in der Fassung der Tarifeinigung vom 12. September 2019 

FÜR ÄRZTINNEN UND ÄRZTE 

Die folgenden Regelungen gelten nur für Ärztinnen und Ärzte1 und ergänzen bzw. än-
dern §§ 3, 5, 6, 10, 11, 13, 15 des AMEOS Tarifvertrags: 

 

§ 1 
Allgemeine Pflichten der Ärzte 

 

(1) 1Zu den den Ärzten obliegenden ärztlichen Pflichten gehört es auch, ärztliche 
Bescheinigungen auszustellen. 2Die Ärzte können vom Arbeitgeber auch ver-
pflichtet werden, im Rahmen einer zugelassenen Nebentätigkeit von leitenden 
Ärzten oder für Belegärzte innerhalb der Einrichtung ärztlich tätig zu werden. 

(2) Die Erstellung von Gutachten, gutachtlichen Äußerungen und wissenschaftli-
chen Ausarbeitungen, die nicht von einem Dritten angefordert und vergütet wer-
den, gehört zu den den Ärzten obliegenden Pflichten aus der Haupttätigkeit. 

(3) 1Ärzte können vom Arbeitgeber verpflichtet werden, als Nebentätigkeit Unterricht 
zu erteilen sowie Gutachten, gutachtliche Äußerungen und wissenschaftliche 
Ausarbeitungen, die von einem Dritten angefordert und vergütet werden, zu er-
stellen, und zwar auch im Rahmen einer zugelassenen Nebentätigkeit des leiten-
den Arztes. 2Steht die Vergütung für das Gutachten, die gutachtliche Äußerung 
oder wissenschaftliche Ausarbeitung ausschließlich dem Arbeitgeber zu, haben 
Ärzte nach Maßgabe ihrer Beteiligung einen Anspruch auf einen Teil dieser Ver-
gütung. 3In allen anderen Fällen sind Ärzte berechtigt, für die Nebentätigkeit einen 
Anteil der von dem Dritten zu zahlenden Vergütung anzunehmen. 4Ärzte können 
die Übernahme der Nebentätigkeit verweigern, wenn die angebotene Vergütung 
offenbar nicht dem Maß ihrer Beteiligung entspricht; im Übrigen kann die Über-
nahme der Nebentätigkeit nur in besonders begründeten Ausnahmefällen verwei-
gert werden. 

§ 2 
Qualifizierung der Ärzte 

 

(1) Für Arbeitnehmer, die sich in Facharzt-, Schwerpunktweiterbildung oder Zusatz-
ausbildung nach dem Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in der Wei-
terbildung befinden, ist ein Weiterbildungsplan aufzustellen, der unter Berücksich-
tigung des Standes der Weiterbildung die zu vermittelnden Ziele und Inhalte der 
Weiterbildungsabschnitte sachlich und zeitlich gegliedert festlegt. 

(2) Die Weiterbildung ist vom Betrieb im Rahmen seines Versorgungsauftrags bei 
wirtschaftlicher Betriebsführung so zu organisieren, dass der Arbeitnehmer die 
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festgelegten Weiterbildungsziele in der nach der jeweiligen Weiterbildungsord-
nung vorgesehenen Zeit erreichen kann. 

(3) 1Können Weiterbildungsziele aus Gründen, die der Arbeitgeber zu vertreten hat, 
in der vereinbarten Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht erreicht werden, so ist 
die Dauer des Arbeitsvertrages entsprechend zu verlängern. 2Die Regelungen 
des Gesetzes über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in der Weiterbildung 
bleiben hiervon unberührt und sind für den Fall lang andauernder Arbeitsunfä-
higkeit sinngemäß anzuwenden. 3Absatz 2 bleibt unberührt. 

(4) 1Zur Teilnahme an Arztkongressen, Fachtagungen und ähnlichen Veranstaltun-
gen ist dem Arzt Arbeitsbefreiung bis zu drei Arbeitstagen im Kalenderjahr unter 
Fortzahlung des Entgelts zu gewähren. 2Die Arbeitsbefreiung wird auf einen An-
spruch nach den Weiterbildungsgesetzen der Länder angerechnet. 3Bei Kosten-
erstattung durch Dritte kann eine Freistellung für bis zu fünf Arbeitstage erfolgen. 

 

§ 3 
Regelmäßige Arbeitszeit 

 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen für Ärzte durch-
schnittlich 40 Stunden wöchentlich. 

(2) Die Arbeitszeiten sind durch elektronische Zeiterfassung oder auf andere Art und 
Weise zu dokumentieren. 

(3) 1Unter den Voraussetzungen des Arbeitszeitgesetzes und des Arbeitsschutzge-
setzes, insbesondere des § 5 ArbSchG, kann bei Ärzten die tägliche Arbeitszeit 
im Schichtdienst auf bis zu zwölf Stunden ausschließlich der Pausen ausgedehnt 
werden. 2In unmittelbarer Folge dürfen nicht mehr als vier Zwölf-Stunden-Schich-
ten und innerhalb von zwei Kalenderwochen nicht mehr als acht Zwölf-Stunden-
Schichten geleistet werden. 3Solche Schichten können nicht mit Bereitschafts-
dienst kombiniert werden. 

 

§ 4 
Bereitschaftsdienst 

 

(1) Bereitschaftsdienst leisten Ärzte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers au-
ßerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten 
Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen. 

(2) Der Arbeitgeber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, 
dass zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung 
überwiegt. 



                                       
 

3 

  

(3) Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann im Rahmen des § 7 
ArbZG die tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stun-
den hinaus verlängert werden, wenn mindestens die acht Stunden überschrei-
tende Zeit im Rahmen von Bereitschaftsdienst geleistet wird, und zwar wie folgt: 

1.  bei Bereitschaftsdiensten der Stufe I bis zu insgesamt maximal 16 Stunden 
täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum 
nicht, 

2.  bei Bereitschaftsdiensten der Stufen II und III bis zu insgesamt maximal 13 
Stunden täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen 
Zeitraum nicht. 

(4) 1Im Rahmen des § 7 ArbZG kann unter den Voraussetzungen 

1.  einer Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle, 

2.  einer Belastungsanalyse gemäß § 5 ArbSchG und 

2.  ggf. daraus resultierender Maßnahmen zur Gewährleistung des Gesund-
heitsschutzes 

aufgrund einer Betriebsvereinbarung von den Regelungen des Arbeitszeitgeset-
zes abgewichen werden. 

2Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann die tägliche Arbeitszeit 
im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert werden, 
wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschafts-
dienst fällt. 3Hierbei darf die tägliche Arbeitszeit ausschließlich der Pausen ma-
ximal 24 Stunden betragen. 

(5) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 1 und 2 kann die tägliche Ar-
beitszeit gemäß § 7 Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich verlängert werden, wobei 

1.  bei Bereitschaftsdiensten der Stufe I eine wöchentliche Arbeitszeit von bis 
zu maximal durchschnittlich 58 Stunden, 

2.  bei Bereitschaftsdiensten der Stufen II und III eine wöchentliche Arbeitszeit 
von bis zu maximal durchschnittlich 54 Stunden 

zulässig ist. 

(6) Für den Ausgleichszeitraum nach den Absätzen 3 bis 5 gilt § 6 Abs. 2 Satz 1 des 
AMEOS Manteltarifvertrags. 

(7) 1In den Fällen, in denen Arbeitnehmer Teilzeitarbeit vereinbart haben, verringern 
sich die Höchstgrenzen der wöchentlichen Arbeitszeit nach den Absätzen 3 bis 
5 in demselben Verhältnis wie die Arbeitszeit dieser Arbeitnehmer zu der regel-
mäßigen Arbeitszeit der Vollbeschäftigten. 2Mit Zustimmung des Beschäftigten 
oder aufgrund von dringenden betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen 
werden. 

§ 5 
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Bereitschaftsdienstvergütung 
 

(1) Zum Zwecke der Vergütungsberechnung wird nach dem Maß der während des 
Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemäß durchschnittlich anfallenden Arbeitsleis-
tungen die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit wie 
folgt als Arbeitszeit gewertet: 

 

Stufe Arbeitsleistung innerhalb des Bewertung als Arbeitszeit  
Bereitschaftsdienstes 

I bis zu 25 v. H. 60 v. H. 

II mehr als 25 bis 40 v. H. 75 v. H. 

III mehr als 40 bis 49 v. H. 90 v. H. 

 

(2) 1Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt als 
Nebenabrede (§ 2 Abs. 2 des AMEOS Manteltarifvertrags) zum Arbeitsvertrag. 
2Die Nebenabrede ist mit einer Frist von drei Monaten jeweils zum Ende eines 
Kalenderhalbjahres kündbar. 

(3) Die Vergütung für die nach den Absätzen 1 und 2 zum Zwecke der Vergütungs-
berechnung als Arbeitszeit gewertete Bereitschaftsdienstzeit bestimmt sich nach 
der Anlage 2. 

(4) 1Die Arbeitnehmer erhalten zusätzlich zu der Vergütung nach Absatz 3 für jede 
nach den Absätzen 1 und 2 als Arbeitszeit gewertete Stunde, die an einem Fei-
ertag geleistet worden ist, einen Zeitzuschlag in Höhe von 25 v. H. der Stunden-
vergütung ihrer jeweiligen Vergütungsgruppe nach der Anlage 1. 2Im Übrigen 
werden für die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Ar-
beit und für die Zeit der Rufbereitschaft Zeitzuschläge nach § 11 AMEOS Man-
teltarifvertrag nicht gezahlt. 

(5) Die Arbeitnehmer erhalten zusätzlich zu der Vergütung nach Absatz 3 für die 
Zeit des Bereitschaftsdienstes in den Nachtstunden (§ 9 Abs. 4) je Stunde einen 
Zeitzuschlag in Höhe von 15 v. H. des Entgelts nach Absatz 3. Absatz 4 Satz 2 
gilt entsprechend. 

(6) 1Anstelle der Auszahlung der Vergütung nach Absatz 3 für die nach den Absätzen 
1 und 2 gewertete Arbeitszeit kann diese bei Ärzten bis zum Ende des dritten 
Kalendermonats auch durch entsprechende Freizeit abgegolten werden (Freizeit-
ausgleich). 2Die Möglichkeit zum Freizeitausgleich nach Satz 1 umfasst auch die 
dem Zeitzuschlag nach Absatz 4 und 5 1:1 entsprechende Arbeitszeit. 3Für die 
Zeit des Freizeitausgleichs werden die Vergütung (§ 13 AMEOS Manteltarifver-
trag) und die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen fortgezahlt. 4Nach Ablauf 
der drei Monate wird die Bereitschaftsdienstvergütung am Zahltag des folgenden 
Kalendermonats fällig. 
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§ 6 
Vergütung 

 

(1) Ärzte erhalten eine monatliche Vergütung gemäß Anlage 2. 

(2) Abweichend von § 13 Absatz 1 Buchstabe a) AMEOS Manteltarifvertrag entfällt 
bei Ärzten die anteilige Vergütung. 

 
§ 7 

Eingruppierung der Ärzte 
 

(1) 1Ärzte sind mit folgender besonderer Stufenzuordnung wie folgt eingruppiert: 

a) Entgeltgruppe I: 

Ärzte mit entsprechender Tätigkeit, und zwar in 

Stufe 1: mit weniger als einjähriger ärztlicher Berufserfahrung, 

Stufe 2: nach einjähriger ärztlicher Berufserfahrung, 

Stufe 3: nach dreijähriger ärztlicher Berufserfahrung, 

Stufe 4: nach fünfjähriger ärztlicher Berufserfahrung, 

Stufe 5: nach neunjähriger ärztlicher Berufserfahrung; 

 

b) Entgeltgruppe II: 

Fachärzte mit entsprechender Tätigkeit, und zwar in 

Stufe 1: mit weniger als vierjähriger fachärztlicher Berufserfahrung, 

Stufe 2: nach vierjähriger fachärztlicher Berufserfahrung, 

Stufe 3: nach achtjähriger fachärztlicher Berufserfahrung, 

Stufe 4: nach zwölfjähriger fachärztlicher Berufserfahrung. 

2§ 15 AMEOS Manteltarifvertrag bleibt im Übrigen unberührt. 

(2) 1Bei Einstellung von Ärzten der Entgeltgruppe I werden Zeiten ärztlicher Berufs-
erfahrung bei der Stufenzuordnung angerechnet. 2Eine Tätigkeit als Arzt im 
Praktikum gilt als ärztliche Berufserfahrung. 3Bei der Einstellung von Fachärzten 
der Entgeltgruppe II werden Zeiten fachärztlicher Berufserfahrung in der Regel 
angerechnet. 4Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen 
zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit 
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ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätig-
keit für die vorgesehene Tätigkeit förderlich ist. 

Protokollerklärung zu Absatz 2: 

Zeiten ärztlicher Tätigkeit sind nur solche, die von einem gemäß § 10 BÄO oder einer 
vergleichbaren Qualifikation eines EU-Mitgliedstaates approbierten Beschäftigten ge-
leistet worden sind. 

(3) Fachärzte, die als ständige Vertreter des leitenden Arztes (Chefarzt) durch aus-
drückliche Anordnung bestellt sind (leitender Oberarzt), erhalten für die Dauer 
der Bestellung eine Funktionszulage ab 01.05. 2019 in Höhe von monatlich 
969,08 EUR2. 

Protokollerklärung zu Absatz 3: 

1Leitender Oberarzt im Sinne des Tätigkeitsmerkmals ist nur der Arzt der den leitenden 
Arzt in der Gesamtheit seiner Dienstaufgaben vertritt. 2Das Tätigkeitsmerkmal kann in 
einer Abteilung (Klinik) nur von einem Arzt erfüllt werden. 

(4) Ärztinnen und Ärzte, denen aufgrund ausdrücklicher Anordnung die medizini-
sche Verantwortung für einen selbständigen Funktionsbereich innerhalb einer 
Fachabteilung oder eines Fachbereichs übertragen worden ist, erhalten für die 
Dauer der Anordnung eine Funktionszulage ab 01.05. 2019 in Höhe von monat-
lich 641,65 Euro3. 

Protokollerklärung zu Absatz 4: 

Funktionsbereiche sind wissenschaftlich anerkannte Spezialgebiete innerhalb eines 
ärztlichen Fachgebietes, z.B. Kardiologie, Unfallchirurgie, Neuroradiologie, Intensivme-
dizin oder sonstige vom Arbeitgeber ausdrücklich definierte Funktionsbereiche. 

(5) 1Die Funktionszulagen nach den Absätzen 3 und 4 sind dynamisch und entfallen 
mit dem Wegfall der Funktion. 2Sind die Voraussetzungen für mehr als eine 
Funktionszulage erfüllt, besteht nur Anspruch auf eine Funktionszulage. 3Bei un-
terschiedlicher Höhe der Funktionszulagen wird die höhere gezahlt. 

                                                      
2 Ab 01.01.2020: 992,34 Euro, ab 01.01.2021: 1.012,19 Euro, ab 01.07.2021: 1.016,24 Euro, ab 01.01.2022: 

1.028,43 Euro 
3 Ab 01.01.2020: 657,05 Euro, ab 01.01.2021: 670,19 Euro, ab 01.07.2021: 672,87 Euro, ab 01.01.2022: 680,94 

Euro 


